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Der Deutsche Hotel- und Gaststättenverband / Landesverband Mecklen-

burg-Vorpommern e.V. (DEHOGA Mecklenburg-Vorpommern) ist im Rah-

men einer Verbandsanhörung aufgefordert worden, zum Entwurf zum Ers-

ten Gesetz zur Bürokratieentlastung in Mecklenburg-Vorpommern Stellung 

zu nehmen.  

 

Der DEHOGA MV ist als größter, weil mitgliederstärkster Arbeitgeberver-

band des Landes der Interessenvertreter der gastgewerblichen Branche im 

Allgemeinen und seiner in ihm zusammengeschlossenen Mitgliedsunter-

nehmen in Mecklenburg-Vorpommern im Besonderen. Hinter dem 

DEHOGA MV steht mit dem Gastgewerbe eine wachsende Dienstleistungs-

branche überwiegend mittelständischer Prägung. Rund 5.500 konzessio-

nierte Betriebe bilden das Rückgrat und den wirtschaftlichen Kern der hei-

mischen Tourismusindustrie. Insgesamt sind in Mecklenburg-Vorpommern 

rund 55.000 Erwerbstätige in der Hotellerie und Gastronomie beschäftigt.  

 

Neben dieser enormen Arbeitsmarktrelevanz leistet die Branche einen be-

deutenden Beitrag zum Bruttoinlandsprodukt. Etwa 3 Mrd. Euro werden 

jährlich hier im Land durch das Gastgewerbe umgesetzt, die Vorleistungs-

anbieter entlang der Wertschöpfungskette und die nachrangigen Effekte in 

der zweiten Wertschöpfungsstufe nicht mit eingerechnet. Das Gastgewerbe 

ist also als Kernstück des Tourismus Wirtschaftskraft und Leitbranche die-

ses Landes. 
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Der DEHOGA Mecklenburg-Vorpommern bedankt sich hiermit für die Mög-

lichkeit der Stellungnahme, nimmt sein Recht auf Beteiligung wahr und führt 

wie folgt aus: 

 

 

1. Grundsätzliche Bewertung 

Die Bürokratielasten im Gastgewerbe sind überaus hoch. Anstatt sich ihren 

Gästen zu widmen oder in der Küche zu arbeiten, müssen sich Gastrono-

men mit bürokratischen Vorschriften und unsinnigen Anträgen herumschla-

gen. Schaut man genau hin, gibt es über 80 belastende Gesetze, Vorschrif-

ten und Dokumentationspflichten im Gastgewerbe.  

 

Hotellerie- und Gastronomiebetriebe in Mecklenburg-Vorpommern sind 

überwiegend kleinste, kleine und mittlere Unternehmen (KMU) und vorran-

gig familiär geprägt. Diese Betriebe sind aufgrund ihrer Struktur und Be-

triebsgröße besonders stark von bürokratischen Anforderungen betroffen. 

 

Der Ansatz, Bürger wie Unternehmen von Bürokratie entlasten zu wollen, 

ist von daher absolut zu begrüßen. Wir befürworten daher die Zielsetzung 

des Gesetzes vollumfänglich. Im Gastgewerbe ist ein Abbau bürokratischer 

Belastungen dringend erforderlich. Verwaltungsverfahren sind zu vereinfa-

chen und zu beschleunigen. Die derzeit hohe Regelungsdichte auf Bundes- 

und Landesebene führt oft zu unverhältnismäßigen bürokratischen Anfor-

derungen, aus Sicht der Unternehmen beeinträchtigt dies die Transparenz 

und Nachvollziehbarkeit staatlichen Handelns. 

 

Wir erleben trotz aller Bemühungen und politischer Versprechen stets nur 

einen Aufwuchs an neuen Vorschriften und Reglementierungen für unsere 

Betriebe. Die zahlreichen Informations- und Dokumentationspflichten sowie 

bürokratischen Vorgaben kosten Zeit, die für das gastgewerbliche Kernge-

schäft fehlt.  

 

Dabei ist es nicht die konkrete Einzelbelastung, die den Unternehmern zu 

schaffen macht, sondern die Summe der bürokratischen Pflichten, die in der 

Branche für Unmut sorgen. 14 Stunden pro Woche arbeitet ein typisches 

mittelständisches Unternehmen im Gastgewerbe, nur um Bürokratiepflich-

ten zu erfüllen. Die Bürokratiekosten aufgrund komplizierter Vorgaben und 

Verpflichtungen bei Unternehmen der Branche liegen je nach Be-

triebsgröße zwischen 12.000 und 60.000 Euro pro Jahr. Unseren Betrieben 

werden damit finanzielle Freiräume für effizientes wirtschaftliches Handeln 

genommen.  
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Auch der vorliegende Gesetzentwurf der Landesregierung zur Büro-

kratieentlastung verfehlt aus unserer Sicht im Geltungsbereich des 

Gastgewerbes bzw. des Gaststättenrechtes das selbstgesetzte Ziel ei-

ner ressortübergreifenden Modernisierung und Vereinfachung von 

Vorschriften.  

 

Es ist leider für den Standort Deutschland mehr als bezeichnend, dass ein 

Gesetzentwurf zur Bürokratieentlastung 90 Seiten umfasst und die dazuge-

hörige Gesetzesbegründung nochmals mit 69 Seiten zu Buche schlägt. Das 

zeigt, in welchem Dilemma wir stecken und in Überregulierung ersticken.  

 

Noch dazu, wenn man bedenkt, dass die in dem Gesetzentwurf enthaltenen 

Regelungen – wenn überhaupt – die Themenwelt des Gastgewerbes nur 

am Rande bzw. nicht unmittelbar berühren. Einzig die Änderungen durch 

Artikel 9, das Kommunalabgabengesetz betreffend, haben unmittelbare 

Auswirkungen auf das Gastgewerbe (doch dazu später mehr). 

 

 

2. Generelle Forderungen des DEHOGA zur Entbürokratisierung 

Aus unserer Sicht gilt es zunächst grundsätzliche Weichen in Richtung Bü-

rokratieentlastung zu stellen. Ein neuer verlässlicher Rahmen muss von Ge-

setz- und Verordnungsgebern auf allen Ebenen zwingend zu beachten sein. 

Nur so wird spürbarer Bürokratieabbau und die überfällige Schaffung von 

unternehmerischen Freiräumen gelingen. 

 

Für den DEHOGA Mecklenburg-Vorpommern sind bspw. dabei fol-

gende Punkte zwingend:  

 

One in, two out-Regel einführen 

Die bereits bestehende One in, one out-Regel darf nicht nur als Kom-

pensationsmechanismus für neue Regulierungen wirken, sondern 

muss über die Kompensation hinaus zu echten Entlastungen führen. 

One in, one out sollte daher zu einer One in, two out-Regel ausge-

weitet werden. Dabei ist eine Branchenbetrachtung unverzichtbar.  

 

Vorabprüfung von Bürokratiepflichten („Praxischeck“)  

Durch eine frühe Einbindung der Unternehmen in den Gesetzge-

bungsprozess müssen neue Gesetze und Regelungen vor ihrer de-

taillierten Ausarbeitung auf ihre Praxistauglichkeit hin überprüft wer-

den („Praxischeck“). Dies führt dazu, dass bestimmte Regelungen 
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gar nicht erst getroffen oder ursprüngliche Vorhaben verbessert wer-

den, indem sie bürokratieärmer gestaltet werden.  

 

Aussetzen von Bürokratiepflichten mit Praxischeck 

Auch eine temporäre Aussetzung von bestehenden Bürokratiepflich-

ten verbunden mit einer Evaluierung könnte zu der Erkenntnis füh-

ren, dass manche am Schreibtisch ersonnene Regelungen in der 

Praxis schlicht überflüssig sind. So kann Bürokratieabbau vorange-

trieben werden. 

 

Ausnahmen für kleine und mittlere Betriebe  

Gerade in kleinen und mittleren Betrieben, in denen neue „Verwal-

tungsaufgaben“ nicht ohne weiteres delegiert werden können, steigt 

die Belastung für die Unternehmer und Beschäftigten. Aus unserer 

Sicht ist hier die Einführung eines einheitlichen Schwellenwertes bei 

Gesetzgebungsvorhaben (bspw. bei Unternehmen mit weniger als 

50 Mitarbeitern) notwendig. Unter diesem Schwellenwert sollte dann 

auf erkennbar überflüssige und zeitraubende Bürokratie verzichtet 

werden.  

 

„Schutzzonen“ für Gründer  

Der Negativtrend bei den Gründungen im Mittelstand muss gestoppt 

werden. Auch hierfür bedarf es eines konsequenten Bürokratieab-

baus. Hier würden eingeführte „Schutzzonen“ helfen, so dass Grün-

der in den ersten Jahren weitgehend von bürokratischen Vorschriften 

befreit werden. 

 

Erleichterungen bei Betriebsübergaben  

Auch Betriebsübergaben müssen durch die Identifizierung und Be-

seitigung von bürokratischen Hürden erleichtert werden. Es darf der 

nächsten Generation nicht unnötig schwer gemacht werden. Hierzu 

gehört insbesondere die Vereinfachung der Antrags- und Genehmi-

gungsverfahren und Berichtspflichten im Zusammenhang mit dem 

gesamten Prozess der Unternehmensnachfolge. 

 

Vereinfachung von Antrags- und Genehmigungsmaßnahmen  

Für das kleinteilige Gastgewerbe stellen die unterschiedlichen An-

trags- und Genehmigungsverfahren eine besondere Belastung dar. 

Diese reichen vom Arbeits- und Sozial- bis zum Baurecht. Als aktu-

elles Beispiel seien hier die schleppenden Visaverfahren bei den 
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deutschen Botschaften und der Bearbeitungsstau bei den Ausländer-

behörden im Rahmen bei der Arbeitsmigration genannt. Die Geneh-

migungserfordernisse müssen daher auf ein Minimum beschränkt 

werden. Grundsätzlich ist dem Anzeigeverfahren der Vorzug vor dem 

Genehmigungsverfahren zu geben. Erteilt eine Behörde einem An-

trag innerhalb einer gewissen Frist keinen ablehnenden Bescheid, 

muss der Antrag als genehmigt gelten.  

 

 

3. Kritischer Punkt und Änderungsbedarf zum Entwurf 

Wie bereits ausgeführt, berühren die meisten Regelungen des vorliegenden 

Entwurfes das Gastgewerbe nicht direkt und unmittelbar, dafür das Ände-

rungsvorhaben in Artikel 9 des Gesetzentwurfes umso mehr.  

 

Art. 9 – Änderung des Kommunalabgabengesetzes M-V (KAG) 

Demnach soll der Zustimmungsvorbehalt des Innenministeriums, der 

zudem bislang dem Einvernehmen des Finanzministeriums unter-

liegt, für eine im Land bisher nicht erhobene kommunale Steuer zu-

künftig durch eine einfache Anzeigepflicht bei dem für Kommunalan-

gelegenheiten zuständigen Ministerium ersetzt werden. Der Geset-

zesbegründung ist zu entnehmen, dass durch diese Neufassung des 

KAG die kommunale Selbstverwaltung gestärkt werden soll. 

 

In der neuen Regelung mag zwar ein vermeintlicher Bürokratieabbau 

für die Gemeinden und Kommunen des Landes bei der Einführung 

einer neuen und im Land bisher noch erhoben Steuern oder Abgabe 

stecken, allerdings verbirgt sich für die Unternehmen des Gastge-

werbes eine Gefahr neuer und zusätzlicher bürokratischer Hürden 

und Auflagen.  

 

Allein die landesweit vereinzelt aufgetretenen Überlegungen zur Ein-

führung einer neuartigen Verpackungssteuer verdeutlichen dies 

ganz besonders. Umweltverantwortung darf nicht gegen wirtschaftli-

che Vernunft ausgespielt werden – und wirkungsvolle Lösungen ent-

stehen im Dialog, nicht durch neue Sonderabgaben mit begrenzter 

Wirkung. 

 

Wir sind bereit, konstruktiv an praxistauglichen Lösungen zur Redu-

zierung von Einwegverpackungen mitzuwirken. Die Einführung von 

kommunalen Verpackungssteuern halten wir für einen falschen Weg. 



 
 
 

S e i t e  | 7 
  DEHOGA MV-Stellungnahme  zum 

Entwurf zum Ersten Gesetz zur Bürokratieentlastung in Mecklenburg-Vorpommern 
20.03.2026 

 

 

 

 
 

 

 
 

Sie erzeugen neue Bürokratie, führen zu Wettbewerbsverzerrungen 

und entfalten keine nachweisbare ökologische Lenkungswirkung. 

 

Eine Verpackungssteuer droht in der Praxis der Betriebe zum Bume-

rang zu werden – ökologisch fragwürdig, wirtschaftlich nachteilig, bü-

rokratische Belastungen steigernd und verwaltungstechnisch kaum 

leistbar. 

 

Das Ziel von solchen Verpackungssteuern, das Müllaufkommen zu 

reduzieren, steht in keinem Verhältnis zu den zusätzlichen finanziel-

len Belastungen und dem massiven bürokratischen Aufwand sowohl 

für die betroffenen Betriebe als auch für die Kommunen. 

 

Statt einen solchen vermeintlichen Bürokratieabbau für die Gemein-

den bzw. Kommunen gesetzlich festzuschreiben, erachten wir es 

vielmehr als überaus sinnvoll und absolut notwendig, weitere finan-

zielle wie bürokratische Belastung gastgewerblicher Unternehmen 

und deren Gäste durch eine Neureglung zu verhindern.  

 

Die Einführung einer kommunalen Verpackungssteuer würde das 

Gegenteil von Verwaltungsvereinfachung und Bürokratieabbau be-

deuten. Beispiele aus anderen Bundesländern zeigen, was droht: 

über 20 Seiten Satzungstext, fortlaufende Dokumentationspflichten, 

Schulungsaufwand für Mitarbeitende – und permanente Unsicherhei-

ten bei der Anwendung. In ohnehin stark regulierten Branchen unter-

gräbt dies jedes Entlastungsversprechen. 

 

Wir fordern stattdessen, dem Vorbild des Bundeslandes Bayern 

folgend, die Aufnahme der Verpackungssteuer in den Verbots-

kanon des §3 Abs. 1 KAG M-V. Nur so sorgen klare wie verläss-

liche gesetzliche Rahmenbedingungen dafür, das zusätzliche 

bürokratische Belastungen und finanzieller Aufwand für die 

gastgewerblichen Unternehmen erwachsen. Das schafft Ver-

trauen in politisches Handeln und sichert die Betriebe.  

 

 

4. Schlussbemerkung 

Bürokratische Vorgaben belasten vor allem die kleinen und mittleren Be-

triebe des Gastgewerbes hier in Mecklenburg-Vorpommern. Sie kosten 

Zeit, die für das gastronomische Kerngeschäft fehlt. Dabei sind gerade in 

diesen herausfordernden Zeiten zusätzliche administrative Vorschriften fehl 
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am Platz. Um den krisengeplagten Betrieben eine nachhaltige Erholung zu 

ermöglichen, braucht es ein Belastungsmoratorium und damit einen Stopp 

aller neuen Reglementierungen in Hotellerie und Gastronomie.  

 

Es gilt die Summe der bürokratischen Pflichten zu reduzieren. Der gesamte 

Erfüllungsaufwand der Unternehmen in besonders belastenden Regelungs-

bereichen wie dem Gastgewerbe muss substanziell reduziert und an die 

unternehmerische Praxis angepasst werden. 

 

Außerdem bedarf es eines Paradigmenwechsels in Politik und Verwaltung. 

In jeder Reglementierung, in jeder gesetzlichen Regelung steckt das mas-

sive Misstrauen des Staates. Misstrauen gegenüber den Bürgerinnen und 

Bürgern, nicht selbst und eigenverantwortlich für das eigene Leben einste-

hen zu können. Misstrauen gegenüber den Unternehmen, nicht im Sinne 

ehrbarer Kaufleute den Wirtschaftsraum unseres Landes zu gestalten.  

 

Dieses Misstrauen muss aufhören. Mündige Bürgerinnen und Bürger sowie 

verantwortungsvolle Unternehmerinnen und Unternehmer brauchen keine 

staatliche Bevormundung und Überregulierung.  

 

Der vorliegende Gesetzentwurf greift zwar die dringend notwendige Büro-

kratieentlastung auf, verpasst aber mit Blick auf das Gastgewerbe die 

Chance, ein echter Gamechanger zu sein.  

 

Der DEHOGA Mecklenburg-Vorpommern steht bereit, diesen Prozess kon-

struktiv zu begleiten. Für weiterführende Gespräche und Fachanregungen 

stehen wir jederzeit zur Verfügung. 

 

Mit freundlichen Grüßen 

 

 

 

 

 

Matthias Dettmann 

Hauptgeschäftsführer 

 

 

Rostock, 20.03.2026 


